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Vorwort

Vorwort

Dieses Unterrichtswerk ist ein zum neuen Rahmenlehrplan vom 27. Juni 2014 entwickeltes Lehr- 
und Lernbuch für die Ausbildungsberufe:

 › Rechtsanwaltsfachangestellter und Rechtsanwaltsfachangestellte
 › Notarfachangestellter und Notarfachangestellte
 › Rechtsanwalts- und Notarfachangestellter und Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte 
 › Patentanwaltsfachangestellter und Patentfachanwaltsangestellte 

Die neuen Inhalte wurden konsequent auf die neue Lernfeldkonzeption des Lehrplans und die 
Vermittlung von beruflichen Handlungskompetenzen in diesen Berufen ausgerichtet.

Der vorliegende Informationsband für das 3. Ausbildungsjahr ist Bestandteil des umfassenden 
Europa-Programms und wird ergänzt durch das Arbeitsbuch mit umfangreichen Lernsituationen 
und Vertiefungsaufgaben zu jedem Lernfeld. Beide Titel sind an einer Didaktik ausgerichtet, die 
Handlungsorientierung betont und Lernende zu selbstständigem Planen, Durchführen, Kontrollie-
ren und Beurteilen von Lernsituationen und Arbeitsaufgaben führt. Alle Kompetenzdimensionen 
werden dabei berücksichtigt. Entsprechend den Vorgaben und Inhalten des Rahmenlehrplans 
wird hierbei die berufliche Wirklichkeit als Ganzes mit den damit verbundenen ökonomischen, 
ökologischen, rechtlichen und sozialen Aspekten erfasst.

Der Informationsband zum 3. Ausbildungsjahr umfasst die Lernfelder 11–14 des Rahmenlehrplans.

Die im Informationsband enthaltenen Inhalte sind schülergerecht, klar, übersichtlich und verständ-
lich aufbereitet und dargestellt. Ergänzt durch anschauliche Beispiele, Tabellen, Struktogramme 
und kurze Zusammenfassungen werden die Lerninhalte verständlich präsentiert. Den einzelnen 
Lernfeldern sind Aufgaben zugeordnet, um das Verständnis für das Gelernte zu vertiefen. Mit dem 
Arbeitsheft kann der Lernende selbstständig anhand realitätsnaher Lernsituationen und Aufga-
benstellungen sein Wissen anwenden. In beide Bände sind kommunikative Aspekte eingeflossen, 
beispielsweise Fachsprache und Fremdsprache als integrative Bestandteile. Ebenso ist die Infor-
mationsverarbeitung im Anwendungszusammenhang dargestellt, sodass die Entwicklung einer 
ganzheitlichen und prozessorientierten Handlungskompetenz unterstützt wird.

Die systematisierenden Darstellungen stellen die zur Bewältigung der Lernsituationen notwen-
digen Wissensbestände bereit und greifen über die Situationsbezüge hinaus. Hinweise auf die 
gesetzlichen Bestimmungen sind enthalten und soweit zweckmäßig zitiert.

In diesem Programm erscheint die „Zusammenfassung Kostenrecht – Verstehen, Lernen, Anwen-
den“. Da die kostenrechtlichen Themen auf die einzelnen Lernfelder verteilt sind, ist es für den 
Auszubildenden aufwendig, wenn er auf bisher Gelerntes zurückgreifen will. In dieser Zusammen-
fassung wird das gesamte Kostenrecht übersichtlich dargestellt. Die einzelnen Gebühren und die 
kostenrechtlichen Sachverhalte werden kurz erklärt und in kleinen Übungsaufgaben mit Lösungen 
praktisch erläutert. Zusätzlich wird der zu lernende Stoff jeweils tabellarisch abgebildet. Außer als 
Nachschlagewerk im Unterricht eignet sich diese Zusammenfassung auch für die Vorbereitung auf 
die Abschlussprüfung und als Nachschlagewerk für die tägliche Arbeit in der Kanzlei.  

Ihr Feedback ist uns wichtig! Das Autorenteam freut sich über Hinweise, Anregungen und Unter-
stützung durch Kritik oder zustimmende Kommentare unter lektorat@europa-lehrmittel.de und 
wünscht erfolgreiches Arbeiten mit dem neuen Werk.

Sommer 2021 Autoren und Verlag
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1. Überblick

ÜBERBLICK

12

1.

1.1  Grundsätzliches

Gerichte verfügen über große Macht, denn ihre Ent-
scheidungen haben oft weitreichende Konsequenzen 
für die Beteiligten der Verfahren. Damit richterliche 
Entscheidungen akzeptiert werden, muss in einem 
Rechtsstaat die Möglichkeit bestehen, sie überprüfen 
zu lassen, um eventuelle Fehler zu beseitigen. Nach-
prüfungsmöglichkeiten gibt es gegen diverse Arten 
von gerichtlichen Entscheidungen, und zwar entwe-
der durch dieselbe oder die nächsthöhere Instanz.

In modernen demokratischen Staaten wird die Macht des Staates durch 
deren Verteilung auf mehrere Organe begrenzt, die Legislative (gesetzge-
bende Gewalt, Parlamente), Exekutive (ausführende Gewalt, Regierung 
und Verwaltung) und Judikative (rechtsprechende Gewalt, Gerichte). Dies 
ist in Deutschland in Art. 20 II des Grundgesetzes verankert. Alle Staatsor-
gane sind dabei an Recht und Gesetz gebunden und kontrollieren sich ge-
genseitig. Für die Staats bürger ist die Möglichkeit der Überprüfung der Ent-

scheidungen und Hand lungen der Legislative und 
Exekutive dadurch gegeben, dass der Rechts weg 
bei den Gerichten eröffnet ist. Eine Überprüfung 
der richterlichen Entscheidungen durch Legislati-
ve und Exekutive ist dagegen nicht vorgesehen; 
stattdessen besteht die Möglichkeit, Entscheidun-
gen innerhalb der Judikative durch Rechtsmittel 
und Rechtsbehelfe überprüfen zu lassen. 

Diese Überprüfungsmöglichkeit besteht jedoch 
nicht schrankenlos: ein Instanzenzug dergestalt, dass jegliche Entscheidung 
wieder und wieder überprüft werden kann, ist durch das Grundgesetz 
nicht garantiert. Dementsprechend wurden durch gesetzliche Regelungen 
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1.3 Überblick über die wesentlichen  Rechtsbehelfe und Rechtsmittel

die Rechtswege in der Vergangenheit beschränkt, vor allem um Kosten zu 
sparen und eine effiziente Rechtsprechung zu gewährleisten. So ist heute 
oftmals nur noch die Berufung gegen ein Urteil möglich, wo früher noch die 
Möglichkeit der anschließenden Revision bestand. Im Verwaltungsverfah-
ren ist die Berufung nur noch unter stark eingeschränkten Voraussetzungen 
statthaft. 

   Begriffsbestimmung: Rechtsbehelfe und 
Rechtsmittel

Wird die richterliche Entscheidung durch dieselbe Instanz überprüft, so spricht 
man von einem Rechtsbehelf; Nachprüfungen durch die nächsthöhere Instanz 
(„Devolutiveffekt“) werden als Rechtsmittel bezeichnet. 

Rechtsbehelfe sind u. a. Widerspruch, Einspruch und Erinnerung, während Beru-
fung, Revision und Beschwerde Rechtsmittel sind. Berufung und Revision richten 
sich gegen Urteile, Beschwerden gegen Beschlüsse und Verfügungen. Es gibt eine 
ganze Reihe von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln, im Folgenden wird aber nur 
eine Auswahl dargestellt. 

   Überblick über die wesentlichen 
 Rechtsbehelfe und Rechtsmittel

Widerspruch Erinnerung Gehörsrüge

Rechtsbehelfe

Einspruch

gegen 
Mahnbescheid, 

§ 694 ZPO

gegen 
Vollstreckungs

bescheid, 
§ 700 ZPO

wegen 
Verletzung 

des Anspruchs 
auf rechtliches 

Gehör,  
§ 321a ZPO

gemäß  
§ 573 ZPO

gegen Ver
säumnisurteil, 

§ 338 ZPO

Rechtspfleger
erinnerung, 
§ 11 RpflG

gegen Art 
und Weise 

der Zwangs
vollstreckung, 

§ 766 ZPO

1.2

1.3
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1. Überblick

Revision

gegen End
urteile, 

§ 542 ZPO

Rechtsmittel

Berufung

gegen End
urteile, 

§ 511 ZPO

Beschwerde

gegen 
 Beschlüsse 

und 
 Verfügungen, 

§ 567 ZPO

Werden gegen gerichtliche Entscheidungen wie z. B. Urteile Rechtsbehelfe oder 
Rechtsmittel eingelegt, so werden diese nicht rechtskräftig. Rechtskraft tritt erst 
ein, wenn der Rechtsweg ausgeschöpft ist oder wirksam auf Rechtsmittel ver-
zichtet wird. Trotzdem ist während der Zeit, in der über den Rechtsbehelf oder 
das Rechtsmittel entschieden wird, die ursprüngliche Entscheidung entweder 
vorläufig vollstreckbar oder vollziehbar.

In erster Instanz wurde der Beklagte vom Amtsgericht zur Zah-
lung von 4.500,00 Euro verurteilt. Er geht form- und fristgerecht 
in Berufung gegen das Urteil, weil er es für falsch hält. Während 
des Berufungsverfahrens ist das Urteil aber schon vorläufig voll-
streckbar, der Beklagte kann also zur Zahlung des ausgeurteil-
ten Betrags nebst Kosten und Zinsen gezwungen werden.
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Soll dies vermieden werden, muss neben der Einlegung des Rechtsmittels/
Rechtsbehelfs ein Antrag auf einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung 
gestellt werden, § 719 ZPO.

Lediglich die sofortige Beschwerde gegen die Festsetzung eines Ordnungs- oder 
Zwangsgeldes, § 570 ZPO, hat aufschiebende Wirkung („Suspensiv effekt“), 
während des Beschwerdeverfahrens wird also die Vollstreckung automatisch 
ausgesetzt.

§ 719 ZPO

14



1.4 Zusammenfassung und Aufgaben

1.4  Zusammenfassung und Aufgaben

ZUSAMMENFASSUNG

… dienen der Überprüfung der Entscheidungen der Gerichte

Rechtsmittel und Rechtsbehelfe

Rechtsbehelfe

Rechtsmittel werden in der nächsthöheren Instanz geprüft

werden von der gleichen Instanz geprüft

1. Was unterscheidet ein Rechtsmittel von einem Rechtsbehelf? 

2. Nennen Sie bitte je ein Beispiel für ein Rechtsmittel und einen Rechtsbehelf.

3. Welche Folgen hat die Einlegung der Berufung für die Vollstreckbarkeit des Urteils?

4. Wozu dienen Rechtsmittel und Rechtsbehelfe?

AUFGABEN

15

L
E

R
N

F
E

L
D

 1
1



2. Rechtsbehelfe

RECHTSBEHELFE2.

2.1  Widerspruch gegen den Mahnbescheid

Die Regelungen zum Widerspruch gegen den Mahnbescheid, § 694 ZPO, ha-
ben Sie bereits im Lernfeld 9 (S. 269 des Informationsbandes für das zweite 
Ausbildungsjahr) im Einzelnen kennengelernt. Der Widerspruch kann schriftlich 
erhoben werden, solange der Vollstreckungsbescheid nicht verfügt ist. Eine Be-
gründung ist nicht erforderlich. Geht der Widerspruch rechtzeitig ein, so verliert 
der Mahnbescheid seine Wirkung und auf Antrag wird das streitige Verfahren 
eingeleitet. Ein verspäteter Widerspruch wird als Einspruch gegen den Voll-
streckungsbescheid behandelt, § 694 II ZPO. 

 Einspruch

2.2.1 Einspruch gegen einen  Vollstreckungsbescheid 

Auch das Verfahren nach einem Einspruch gegen den Vollstreckungsbescheid 
wurde bereits in Lernfeld 9 behandelt (S. 272 des Informationsbandes für das 
zweite Ausbildungsjahr). Er ist schriftlich innerhalb von zwei Wochen bei dem 
Gericht einzulegen, das den Vollstreckungsbescheid erlassen hat, §§ 700 I,  
338 f. ZPO. Durch ihn wird die Rechtskraft des Vollstreckungsbescheides  
ge hemmt, § 705 II ZPO, und das Verfahren wird von Amts wegen an das sach-
lich und örtlich zuständige Gericht abgegeben. 

2.2.2 Einspruch gegen ein  Versäumnisurteil 

Gegen ein Versäumnisurteil (vgl. S. 419 des Informationsbandes für das zweite 
Ausbildungsjahr) steht der säumigen Partei (also der Partei, die verurteilt wurde), 
der Einspruch zu, § 338 ZPO. 

Der Einspruch muss schriftlich beim Prozessgericht (= dem Gericht, welches das 
Versäumnisurteil erlassen hat) eingelegt werden, und zwar innerhalb einer Not-
frist von zwei Wochen ab Zustellung des Versäumnisurteils, § 339.

§ 694 ZPO

2.2

§ 700 I ZPO

§ 338 ZPO
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2.2 Einspruch

Gemäß § 340 II ZPO muss die Einspruchsschrift enthalten:

1. Die Bezeichnung des Urteils, gegen das 
sich der Einspruch richtet und

2. die Erklärung, dass gegen dieses Urteil 
Einspruch erhoben wird.

Außerdem muss die Einspruchsschrift eine Be-
gründung enthalten, § 340 III ZPO. Damit ist 
klar, dass auch die Begründung innerhalb der ge-
nannten Frist von zwei Wochen einzugehen hat. 
Allerdings kann die Begründungsfrist auf Antrag 
verlängert werden, § 340 III S. 2 ZPO. In der Be-
gründung muss nicht dargelegt werden, weshalb 
die Partei säumig war, sondern sie muss alle Angriffs- und Verteidigungsmittel 
benennen, die für den Rechtsstreit zum Zeitpunkt der Säumnis relevant waren. 

Die Einlegung des Einspruchs ändert nichts daran, dass ein Versäumnisurteil vor-
läufig vollstreckbar ist, und zwar, ohne dass Sicherheit geleistet werden muss. 
Gemäß § 719 ZPO kann die einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung 
beantragt werden, wenn das Versäumnisurteil nicht in gesetzlicher Weise erlas-
sen wurde oder die säumige Partei glaubhaft machen kann, dass ihre Säumnis 
unverschuldet war.

Wurde der Einspruch form- und fristgerecht eingelegt, so wird vom Gericht ein 
Termin zur Verhandlung über den Einspruch und zur Hauptsache bestimmt, 
§ 341a. Der zulässige Einspruch versetzt das Verfahren in die Lage, in der es sich 
vor der Säumnis befand, § 342 ZPO. 

Versäumt die einmal säumige Partei den anberaumten Termin erneut, so ergeht 
wiederum ein Versäumnisurteil. Gegen dieses (zweite) Versäumnisurteil steht 
der zum zweiten Mal säumigen Partei kein Einspruch mehr zu. Es muss dann 
Berufung eingelegt werden mit der Begründung, es habe keine (schuldhafte) 
Säumnis vorgelegen, § 514 II ZPO. Dabei gelten dieselben Maßstäbe wie bei 
der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (vgl. S. 435 f. des Informations-
bandes für das zweite Ausbildungsjahr).

In einem Rechtsstreit vor dem Amtsgericht erscheint der ordnungsgemäß ge-
ladene Beklagte nicht zum Hauptverhandlungstermin. Auf Antrag des Klägers 
ergeht Versäumnisurteil gegen den Beklagten. Dieser erhebt form- und frist-
gerecht Einspruch, es wird daraufhin ein neuer Termin anberaumt. Auf dem 
Weg zum Termin wird der nicht anwaltlich vertretene Beklagte schuldlos in 
einen Unfall verwickelt und versäumt die Verhandlung. Es ergeht ein zweites 
Versäumnisurteil. Nun ist der Einspruch ausgeschlossen, es muss Berufung ein-
gelegt und dargestellt werden, weshalb die Säumnis beim zweiten Mal nicht im 
Verschulden des Beklagten lag. 
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§ 340 ZPO

§ 514 II ZPO

©
 D

ro
bo

t 
D

ea
n 

– 
Fo

to
lia

.c
om

17

L
E

R
N

F
E

L
D

 1
1



2. Rechtsbehelfe

2.3  Erinnerung

Die Erinnerung ist dann der richtige Rechtsbehelf, wenn eine Entscheidung nicht 
durch das Prozessgericht ergangen ist, sondern durch eine von diesem beauf-
tragten oder ersuchten Richter oder einem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
(§ 573 ZPO) oder einem Rechtspfleger (§ 11 RpflG).

Der Schuldner wendet sich gegen die Erteilung der Vollstre-
ckungsklausel (§ 732 ZPO) durch den Urkundsbeamten der 
 Geschäftsstelle. 
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Die Erinnerung nach § 573 ZPO ist innerhalb einer Notfrist von zwei Wochen 
beim Prozessgericht einzulegen. Gegen die Entscheidung des Prozessgerichts 
steht anschließend die sofortige Beschwerde zur Verfügung.

Erinnerungen nach dem Rechtspflegergesetz sind ebenfalls innerhalb von zwei 
Wochen einzulegen, § 11 RpflG. 

Einzelheiten zur Erinnerung finden Sie insbesondere in den Kapiteln zu Lern-
feld 10 (Prozesskostenhilfe, Informationsband für das zweite Ausbildungsjahr) 
und Lernfeld 12 (Zwangsvollstreckung, Informationsband für das dritte Ausbil-
dungsjahr).

 Gehörsrüge

Ist ein Urteil ergangen und rechtskräftig geworden, so kann gemäß § 321a ZPO 
innerhalb einer Notfrist von zwei Wochen bei dem Gericht, das die Entschei-
dung erlassen hat, die sogenannte „Gehörsrüge“ oder „Anhörungsrüge“ erho-
ben werden. Voraussetzung hierfür ist die Tatsache, dass das Gericht bei seiner 
Entscheidung das Recht der Partei auf rechtliches Gehör verletzt hat und diese 
Verletzung mitentscheidend für das Urteil war. 

Die Notfrist beginnt mit der Kenntnis von der Verletzung des rechtlichen Ge-
hörs. Die Rüge ist schriftlich bei dem Gericht zu erheben, das die Entscheidung 

§ 573 ZPO, 

§ 11 RpflG

2.4

§ 321a ZPO

In einem Rechtsstreit hat eine Partei Tatsachen vorgetragen, die entscheidungs-
relevant waren. Das Gericht hat es versäumt, der anderen Seite Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben, sondern hat direkt ein Urteil erlassen. Dieses  Urteil ist 
unter Verletzung des Rechts auf rechtliches Gehör ergangen. B
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2.5 Zusammenfassung und Aufgaben

erlassen hat. Von einer Verletzung des rechtlichen Gehörs spricht man (verkürzt) 
dann, wenn das Gericht einer Partei entgegen Art. 103 des Grundgesetzes 
rechtswidrig, also entgegen den Vorschriften der ZPO, nicht hinreichend Gele-
genheit gegeben hat, sich zur Sache zu äußern. Ist die Gehörsrüge erfolgreich, 
so wird das Verfahren durch das Gericht in den Stand zurückversetzt, in dem es 
sich vor Schluss der mündlichen Verhandlung befand.

In dem genannten Rechtsstreit würde das Verfahren fortgesetzt. 
Die betroffene Partei würde Gelegenheit erhalten, zu den vor-
getragenen Tatsachen Stellung zu nehmen. 
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 Zusammenfassung und Aufgaben

ZUSAMMENFASSUNG

Rechtsbehelf Zweck/Wirkung Frist Form
Begründung 
erforderlich

Widerspruch 
gegen den 
Mahnbescheid

Wirkungslosigkeit des Mahn-
bescheids/Übergang ins strei-
tige Verfahren (auf Antrag)

2 Wochen ab 
 Zustellung des 
 Mahnbescheids

Schrift-
form

Nein

Einspruch gegen 
den Vollstre-
ckungsbescheid

Hemmung der Rechtskraft des 
Vollstreckungsbescheids, Über-
gang ins streitige Verfahren 
(von Amts wegen)

2 Wochen ab 
Zu stellung des Voll-
streckungsbescheids

Notfrist

Schrift-
form

Nein

Einspruch gegen 
ein Versäumnis-
urteil

Rückversetzung des Verfah-
rens in die Lage vor Eintritt der 
Säumnis

2 Wochen ab 
 Zustellung des 
 Versäumnisurteils

Notfrist

Schrift-
form

Ja,  
§ 340 II ZPO

Erinnerung Überprüfung der Entschei-
dungen der beauftragten oder 
ersuchten Richter, Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle, 
Rechtspfleger

2 Wochen ab Zustel-
lung oder Bekanntga-
be der Entscheidung

Notfrist

Schrift-
form

Nein

Gehörsrüge/ 
Anhörungsrüge

Bei Verletzung des rechtlichen 
Gehörs: Rückversetzung 
des Verfahrens in die Lage 
vor Schluss der mündlichen 
Verhandlung

2 Wochen ab Kennt-
nis von der Verlet-
zung des rechtlichen 
Gehörs 

Notfrist

Schrift-
form

Ja,  
§ 321a II ZPO

Art. 103 GG

2.5
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